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Signaturen gemäß der Verordnung über die Ausarbeitung
der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes
(Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90)

Die der Planung zugrunde liegende Kartengrundlage auf Basis des
Amtlichen Liegenschaftskataster-Informationssystems (ALKIS)
dient ausschließlich der Darstellung und Veranschaulichung und ist
nicht Bestandteil der Festsetzungen des Bebauungsplans.
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Regelungen für die Stadterhaltung und für den Denkmalschutz
(§ 9 Abs. 6, § 172 Abs. 1 BauGB)

Umgrenzung von Gesamtanlagen (Ensembles), die dem Denkmalschutz
unterliegen
(§ 9 Abs. 6 BauGB)

Gesamtanlagen (Ensembles), die dem Denkmalschutz
unterliegen

Umgrenzung von Einzelanlagen (unbewegliche Kulturdenkmale),
die dem  Denkmalschutz unterliegen  (Wurt, Deich)
(§ 9 Abs. 6 BauGB)

Einzelanlagen (unbewegliche Kulturdenkmale), die dem
Denkmalschutz unterliegen
(§ 9 Abs. 6 BauGB)

Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen
und Gemeinschaftsanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

Stellplätze

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung der für bauliche Nutzungen vorgesehenen Flächen,
deren Böden erheblich mit umweltgefährdeten Stoffen belastet sind
Umgrenzung der Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden
Stoffen belastet sind (PAK, MKW, CKW, BTEX, Schwermetalle, Mineralölprodukte)

(§ 9 Abs. 5 Nr. 3 und Abs. 6 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten,
oder Abgrenzung des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes
(§ 1 Abs. 4, § 16 Abs. 5 BauNVO)

Anforderungen an die Gestaltung

Satteldach

Walmdach

D

D

St

SD

WD

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

(gem. §9 Baugesetzbuch -BauGB- in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634),
das zuletzt durch Art. 1 des Gesetzes vom 27.10.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 257) geändert worden ist und der
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke – Baunutzungsverordnung –BauNVO- in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I, S. 3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023
(BGBl. I Nr. 176) geändert worden ist.)

§1. AUFHEBUNG BISHERIGER FESTSETZUNGEN §1 (8) BauGB

Mit Rechtskraft des Bebauungsplans Nr. 228 treten für seinen Geltungsbereich die Festsetzungen der
Bebauungspläne Nr. 40 (RK v. 25.12.1964), Nr. 40, 2. Änderung (RK v. 15.02.1985),
Nr. 40, 5. Änderung (RK v. 16.2.2006) und 146 (RK v. 01.07.1983) außer Kraft.

§2. ART DER BAULICHEN NUTZUNG §9 (1), NR.1 BAUGB, §§3 -13A BAUNVO

2.1. In den Allgemeinen Wohngebieten (WA 1 und WA 2) sind die nach §4 Abs. 3 Nr. 1-2, 4-5 BauNV
ausnahmsweise zulässigen Nutzungen:

2.1.1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes
2.1.2. Ferienwohnungen gem. §13a BauNVO (Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe)
2.1.3. Gartenbaubetriebe
2.1.4. Tankstellen

nicht zulässig.

2.2. In den Urbanen Gebieten (MU 1 und MU 2) sind gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO Ferienwohnungen
i. S. d. § 13a BauNVO sowie nach § 6a Abs. 2 (4) BauNVO allgemein zulässige sonstige Gewerbe in Form
von nicht dauerhaft genutztem Wohnraum (z.B. Boardinghouses, Monteurszimmer) auf eine Fläche von
maximal 30% der Bruttogeschossfläche pro Gebäude beschränkt.

2.3. In den Urbanen Gebieten (MU 1 und MU 2) sind die nach. §6a Abs. 3 Nr. 1-2 BauNVO ausnahmsweise
zulässigen Nutzungen:

2.3.1. Sexshops und solche Betriebe, deren beabsichtigte Nutzung auf die Ausübung sexueller Handlungen
innerhalb der Betriebsflächen ausgerichtet ist oder bei denen die Ausübung sexueller Handlungen ein
betriebliches Wesensmerkmal darstellt, wie z. B. Bordelle, bordellähnliche Betriebe, Laufhäuser, 
Modellwohnungen, Sexshops, Peep-Shows, Swinger-Clubs oder gewerbliche Zimmervermietungen
zum Zwecke der Vornahme sexueller Handlungen,

2.3.2. Tankstellen
nicht zulässig.

2.4. In den Gewerbegebieten (GE 1, GE 2 und GE 3) sind die nach §8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO ausnahmsweise
zulässigen Nutzungen Vergnügungsstätten nicht zulässig.

2.5. Im Gewerbegebiet GE2 sind die nach § 8 (2)1 BauNVO zulässigen Nutzungen, Lagerhäuser, Lagerplätze
unzulässig.

2.6. Die Gemeinbedarfsfläche Schule dient der Zweckbestimmung Schule.

2.7. Die Gemeinbedarfsfläche Soziale Zwecke dient der Zweckbestimmung sozialen Zwecke.

2.8. Die Gemeinbedarfsfläche kulturelle Zwecke dient der Zweckbestimmung kulturelle Zwecke.

2.9. Die Fläche für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie für
Ablagerungen Abwasserpumpwerk dient der Zweckbestimmung Abwasser.

2.10. Die Fläche für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie für
Ablagerungen; Anlagen, Einrichtungen und sonstige Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken
dient der Zweckbestimmung Elektrizität.

2.11. Das Sonstige Sondergebiet (SO) erhält die Zweckbestimmung „Einzelhandel“
gem. §11 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 BauNVO.

2.11.1. Die maximale Verkaufsfläche je Betrieb beträgt 1.200 qm. Es sind in diesem Gebiet nur 
Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungsrelevanten Hauptsortimenten zulässig.

2.11.2. Sonstige zentrenrelevante Randsortimente sind auf maximal 10 Prozent der Verkaufsfläche zulässig.
2.11.3. Folgende Sortimente gelten gemäß Sortimentsliste der 2. Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts

für das Oberzentrum Wilhelmshaven als zentrenrelevant:

Bekleidung, Wäsche, Sportartikel (inkl. Anglerbedarf, Jagdsport, Campingartikel), Schuhe, 
Sanitätswaren, Bücher, Papier-, Schreibwaren, Bürobedarf, Spielwaren, Antiquitäten, 
Kunstgegenstände, Haus- und Heimtextilien (u. a. Stoffe, Kurzwaren, Gardinen usw.), Glaswaren,
Porzellan und Keramik, Hausrat, Elektrogeräte, Lampen und Leuchten, Unterhaltungselektronik, Foto
und Zubehör, Uhren, Schmuck, Lederwaren, Koffer und Taschen, Computer und 
Kommunikationselektronik einschl. Zubehör

§3. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG §9 (1) Nr. 1 BauGB, §16-21a BauNVO

3.1. Das Maß der baulichen Nutzung wird in allen allgemeinen Wohngebieten, allen urbanen Gebieten,
allen Gewerbegebieten, dem Sondergebiet für alle Flächen für den Gemeinbedarf und für die Fläche
für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen
Abwasserpumpwerk durch die Grundflächenzahl (GRZ) bestimmt.
Die genaue Festsetzung der GRZ ist der jeweiligen Nutzungsschablone zu entnehmen.
Die Regelung zur GRZ-Überschreitung (GRZ II) wird in 5.2 festgesetzt.

3.2. Das Maß der baulichen Nutzung wird in allen allgemeinen Wohngebieten, allen urbanen Gebieten und
für alle Flächen für den Gemeinbedarf durch die maximal zulässige Trauf- und Firsthöhe bestimmt.
Bei Flachdächern ist die Oberkante Attika = die maximale Traufhöhe.
Die festgesetzte maximale Firsthöhe ist unabhängig von der Dachform einzuhalten und darf nicht
überschritten werden.
Die genaue Festsetzung der maximal zulässigen Trauf- und Firsthöhe ist der jeweiligen Nutzungsschablone
zu entnehmen.

3.3. Das Maß der baulichen Nutzung wird im GE 1, GE 2, GE 3 und für die Fläche für Versorgungsanlagen,
für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen Abwasserpumpwerk durch die
maximal zulässige Gebäudehöhe bestimmt.
Die genaue Festsetzung der maximal zulässigen Gebäude ist der jeweiligen Nutzungsschablone zu
entnehmen.

3.4. Als unterer Bezugspunkt für alle Höhenangaben (Gebäudehöhe, Traufhöhe, Firsthöhe) gilt die mittlere Höhe
der Oberkante der das Baugrundstück erschließenden Verkehrsfläche. Bei Grundstücken, die nicht
unmittelbar an eine öffentliche Verkehrsfläche angrenzen (Hinterliegergrundstücke), gilt als Bezugshöhe die
mittlere Höhe der Oberkante der nächstgelegenen öffentlichen Verkehrsfläche, über die das Grundstück
erschlossen wird.
Die Gebäudehöhe wird gemessen bis zur Oberkante der Dachhaut. Die Traufhöhe wird bis zur Unterkante
des Schnittpunktes von Außenwand und Dachhaut gemessen. Bei Attikaaufbauten wird die maximale Höhe
von Bezugspunkt bis Schnittpunkt mit der Oberkante Attika gemessen.
Die Firsthöhe wird gemessen bis zur Oberkante des Dachfirsts.

3.5. Die Höhenfestsetzungen in den Allgemeinen Wohngebieten, in den Urbanen Gebieten, in den
Gewerbegebieten, im Sondergebiet, für die Flächen für den Gemeinbedarf und für die Fläche für
Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen
Abwasserpumpwerk, gelten nicht für untergeordnete Bauteile wie z. B. Erker, Antennenanlagen,
Schornsteine, Belüftungsanlagen, Photovoltaikmodule, Blitzschutzanlagen, Lichtmasten und ähnliche
technische Aufbauten, sowie für die Nebenanalgen nach §§12 und 14 BauNVO.

§4. BAUWEISE §9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §22 BauNVO

4.1. Die Bauweise wird in allen allgemeinen Wohngebieten, allen urbanen Gebieten, allen Gewerbegebieten,
in dem Sondergebiet, für alle Flächen für den Gemeinbedarf und für die Fläche für Versorgungsanlagen,
für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen Abwasserpumpwerk gemäß
§22 BauNVO festgesetzt.
Die genaue Festsetzung der Bauweise ist der jeweiligen Nutzungsschablone zu entnehmen.

4.2. In allen Gebieten mit abweichender Bauweise gem. §22 (4) BauNVO sind Gebäude mit einer Länge von
mehr als 50,00m ohne seitlichen Grenzabstand zulässig.

§5. ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE- NEBENANALGEN §9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§§ 12,14,
19, 23 BauNVO, BP 228 Festsetzung Maß der baulichen Nutzung 3.1

5.1. In WA 1 und WA 2 sind Nebenanlagen gem. §14 BauNVO und Carports und Garagen im Bereich zwischen
der öffentlichen Verkehrsfläche und der vorderen Baugrenze unzulässig. Sie dürfen ausschließlich innerhalb
der überbaubaren Grundstücksfläche errichtet werden.

5.2. Im MU wird die GRZ auf maximal 0,6 festgesetzt.
Eine Überschreitung (GRZ II) gem. §19 (4) Satz 2f. BauNVO ist unzulässig.

§6. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND
LANDSCHAFT § 9 Abs. 1 Nr. 15, 20, 25 BauGB

6.1. Der Vorgartenbereich zwischen öffentlicher Verkehrsfläche und der vorderen Gebäudefront ist überwiegend
gärtnerisch zu gestalten und zu begrünen.

6.2. Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind gärtnerisch zu gestalten. Zusätzlich ist je angefangene 100 qm
Freifläche ein standortgerechter, heimischer Laubbaum (siehe Pflanzliste) mit einem Stammumfang von
mindestens 16 cm in 1 m Höhe zu pflanzen und zu erhalten.
Hiervon ausgenommen ist ein Baum, wenn dieser biologisch abgängig ist. In diesem Fall sind angemessene
Ersatzpflanzungen vorzunehmen.

6.3. Die im Bebauungsplan nach § 9 (1) 25 b BauGB festgesetzten zu erhaltenden Bäume dürfen nicht beseitigt
werden.
Hiervon ausgenommen ist ein Baum, wenn dieser biologisch abgängig ist. In diesem Fall sind angemessene
Ersatzpflanzungen vorzunehmen.

6.4. Die im Bebauungsplan nach § 9 (1) 25 a BauGB festgesetzten anzupflanzenden Bäume sind zu pflanzen
und zu erhalten.
Hiervon ausgenommen ist ein Baum, wenn dieser biologisch abgängig ist. In diesem Fall sind angemessene
Ersatzpflanzungen vorzunehmen.
Es sind für die Anpflanzung standortheimische Laubbäume (siehe Pflanzliste) mit einem Stammumfang von
mind. 14-16 cm zu verwenden. Von dem in der Planzeichnung festgesetzten Standort kann bis zu 2,0 m
abgewichen werden.

6.5. Die öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“ ist als Grünfläche dauerhaft zu erhalten
und zu pflegen.

6.6. Bei allen Bauten mit einem Flachdach oder flachgeneigten Dach mit einer Dachneigung von mindestens
2° weniger als 20°, sowie einer Dachgröße ab 10 qm ist die Dachfläche mindestens als extensiv begrünte
Fläche auszubilden und zu unterhalten. Die Substratstärke muss mindestens 8 cm betragen.
Ausgenommen sind Flächen, die für technische Anlagen, die Brandschutzeinrichtungen, Belichtung,
die Be- und Entlüftung, Dachterrassen oder Zugänge erforderlich sind.
Anlagen zur Nutzung der Solarenergie müssen mit der Dachbegrünung kombiniert werden.

§7. SCHALLSCHUTZMAßNAHMEN § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Zur Bewertung wird die Schalltechnischen Untersuchung Nr. 2024-009 (2024-009 - t4) herangezogen.

7.1 Objektbezogene Schallschutzmaßnahmen Verkehrslärm

Bei der Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden mit schutzbedürftigen
Aufenthaltsräumen sind in den, in der Anlage 1b Schalllinien, gekennzeichneten Bereichen Vorkehrungen
zum Schutz vor Verkehrslärm zu treffen.
Die Außenbauteile schutzbedürftiger Räume sind entsprechend den Anforderungen der DIN 4109
„Schallschutz im Hochbau“ in der zum Zeitpunkt der Bauantragstellung bauaufsichtlich eingeführten Fassung
auszuführen. Maßgeblich sind die in Karte 11 der schalltechnischen Untersuchung Nr. 2024-009
(2024-009-t4) dargestellten maßgeblichen Außenlärmpegel. Die erforderlichen bewerteten
Gesamtschalldämm-Maße der Außenbauteile sind im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen. 
Schutzbedürftige Aufenthalts- und Schlafräume sollen, sofern dem nicht übergeordnete Belange
entgegenstehen, möglichst an lärmabgewandten Gebäudeseiten angeordnet werden.
Weniger schutzbedürftige Räume, insbesondere Küchen, Bäder, Abstellräume und sonstige Nebenräume,
sollen vorzugsweise an den stärker lärmbelasteten Gebäudeseiten angeordnet werden.

7.2 Objektbezogene Schallschutzmaßnahmen Gewerbelärm

Bei der Errichtung neuer Wohngebäude sowie bei der baulichen Änderung oder Erweiterung bestehender
Wohngebäude sind in den durch Gewerbelärm betroffenen Bereichen zusätzliche Schallschutzmaßnahmen
erforderlich. Die betroffenen Fassaden ergeben sich aus den Anhängen 26 bis 87 sowie 103 bis 162 der
schalltechnischen Untersuchung Nr. 2024-009 (2024-009-t4). Hiervon ausgenommen sind die Gebäude
Admiral-Klatt-Straße 48 und 50, soweit die Überschreitungen auf die jeweils eigene gewerbliche Nutzung
zurückzuführen sind.
An Fassaden, an denen die Immissionsrichtwerte der TA Lärm durch Gewerbelärm überschritten werden,
sind Fenster von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen als nicht öffenbare Konstruktionen in Verbindung mit
schallgedämmten Lüftungseinrichtungen oder einer kontrollierten Lüftungsanlage auszuführen. Alternativ
können gleichwertige bauliche Schallschutzmaßnahmen, insbesondere vorgehängte Fassaden oder
Prallscheiben, vorgesehen werden. Öffenbare Schallschutzfenster sind in diesen Bereichen nicht zulässig.
Schutzbedürftige Aufenthalts- und Schlafräume sollen, sofern dem nicht übergeordnete Belange
entgegenstehen, möglichst an lärmabgewandten Gebäudeseiten angeordnet werden.
Weniger schutzbedürftige Räume, insbesondere Küchen, Bäder, Abstellräume und sonstige Nebenräume,
sollen vorzugsweise an den stärker lärmbelasteten Gebäudeseiten angeordnet werden. 
Von den vorgenannten Anforderungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen des
Baugenehmigungsverfahrens durch eine schalltechnische Untersuchung nachgewiesen wird, dass die
Immissionsrichtwerte der TA Lärm eingehalten werden.

7.3 Objektbezogene Schallschutzmaßnahmen Lüftungseinrichtungen

Gemäß VDI 2719 sind bei einem Mittelungspegel nachts von über 50 dB(A) in jeder Wohnung die
Schlafräume bzw. zum Schlafen geeigneten Räume mit zusätzlichen Lüftungseinrichtungen auszuführen
oder zur lärmabgewandten Seite zu orientieren. Für Räume, die nicht zum Schlafen genutzt werden, ist ein
kurzzeitiges Öffnen der Fenster zur Stoßlüftung zulässig.
Die betroffenen Fassaden sind in den Anhängen 26–87 bzw. 103–162 der Schalltechnischen Untersuchung
Nr. 2024-009 (2024-009 - t4) gekennzeichnet.

7.4 Objektbezogene Schallschutzmaßnahmen Außenwohnbereiche

An Außenwohnbereichen, für die gemäß den Anhängen 26 bis 87 sowie 103 bis 162 der schalltechnischen
Untersuchung Nr. 2024-009 (2024-009-t4) Überschreitungen der schalltechnischen Beurteilungsmaßstäbe
festgestellt wurden, sind geeignete Schallschutzmaßnahmen vorzusehen.
Die betroffenen Außenwohnbereiche sind in der Anlage 1b Schalllinien als Bereiche mit besonderen
Anforderungen an den Schutz von Außenwohnbereichen gekennzeichnet.
Außenwohnbereiche an Fassaden mit Überschreitungen aufgrund von Gewerbelärm sind durch geeignete
bauliche Maßnahmen, insbesondere durch die Verglasung von Balkonen, die Ausbildung verglaster Loggien
oder die Errichtung von Wintergärten, vor Gewerbelärm zu schützen. Die Verglasung darf ausschließlich zu
Wartungs- und Reinigungszwecken geöffnet werden. 
Außenwohnbereiche an Fassaden mit Überschreitungen aufgrund von Verkehrslärm sind entweder durch
geeignete Schallschutzmaßnahmen, wie die Verglasung der Balkone oder die Errichtung eines Wintergartens
zu schützen, oder auf lärmabgewandten Gebäudeseiten anzuordnen. 
Wird im Baugenehmigungsverfahren der Nachweis erbracht, dass im Einzelfall geringere Beurteilungspegel
auftreten, können die Anforderungen an die Schalldämmung der Außenbauteile entsprechend den Vorgaben
der DIN 4109 reduziert werden.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 und 6 BauGB i. V. m. § 50 NBauO)

1. Dächer
1.1 Dächer von Hauptgebäuden in WA1 sind als gleichgeneigte Sattel- oder, Walmdach auszuführen.
1.2 Untergeordnete Dachflächen, wie u. a. Terrassenüberdachungen, Wintergärten, Zwerchgiebel,
Friesengiebel, Krüppelwalme oder von Dachaufbauten/Gauben, können von der fest gesetzten
Dachform abweichen.

2. Einfriedungen
2.1. Einfriedungen entlang öffentlicher Verkehrsflächen sind als lebende Hecken aus standortgerechten
Gehölzen auszuführen. Die Höhe der Hecke soll im ausgewachsenen Zustand 1,20 m nicht überschreiten.
Massive Einfriedungen wie Mauern, Gabionen oder blickdichte Zäune sind unzulässig.

3. Werbeanlagen
3.1. Werbung und Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig.
3.2. Werbeanlagen mit Blink-, Wechsel- und Lauflichtanlagen, sowie Lichtprojektionen, wie Bildwerfer
und Filmwerbung, oder das Anstrahlen der Werbeanlagen durch sich bewegende Scheinwerfer oder
ähnliche Elemente und beleuchtete Werbeanlagen sind nicht zulässig.
3.3. Werbeanlagen über Traufhöhe und bewegliche Werbeanlagen sowie Fahnen sind unzulässig.

Hinweise

1. Bodenfunde

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u.a. sein:
Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen u.
Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gemäß § 14 Abs.1 des
Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig. Sie müssen der zuständigen unteren
Denkmalschutzbehörde oder dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege - Referat Archäologie -
Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, Tel. 0441 799-2120 unverzüglich gemeldet werden.
Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind
nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen,
bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der
Arbeiten gestattet.

2. Denkmalschutz

Im Plangebiet befinden sich zwei denkmalgeschützte Gruppen baulicher Anlagen (gemäß §3 Abs. 3 S. 1 NDSchG
(Denkmalatlas Niedersachsen, Objekt-ID: 16797235-4f04-4577-8d90-8778d596cf3f und Objekt-ID:
7335659f-903f-4932-b6d0-b32564a3ca83 )). Sowie zwei bauliche Einzeldenkmäler (gemäß § 3 Abs. 2 NDSchG
(Denk-malatlas Niedersachsen, Objekt-ID: 197e3013-8669-40c4-a3ae-a5bd514b1dbd und Objekt ID:
f86c14ff-e8d5-4c03-8485-ceb77a263274 )).
Bauliche Maßnahmen und Veränderungen in der Umgebung bedürfen gemäß Niedersächsischem
Denkmalschutzgesetz (NDSchG) der Abstimmung mit der zuständigen Denkmalschutzbehörde.

Im Plangebiet befinden sich außerdem gem. §4 NDSchG eingetragene Bodendenkmäler (zwei ehemalige
Deichzüge FStNr. 28 / FStNr. 29 und eine Wurt FStNr. 40).
Diese unterliegen den Schutzbestimmungen des NDSchG. Gem. § 10 NDSchG ist bei baulichen Eingriffen in die
Denkmale eine Genehmigung notwendig.
Bei einer möglichen Neubebauung im Umfeld der Baudenkmale ist der Umgebungsschutz gem. § 8 NDSchG zu
beachten. Die notwendige Abstimmung und Beratung erfolgt über die zuständige Denkmalschutzbehörde.

3. Altlasten

Sollten bei anstehenden Bauvorhaben Hinweise auf Altablagerungen, Altstandorte oder sonstige
Bodenkontaminationen zu Tage treten, ist unverzüglich die Untere Bodenschutzbehörde, Fachbereich Umwelt-
und Klimaschutz, zu benachrichtigen.
Eventuell anfallender kontaminierter Bodenaushub ist nachweisbar, fachgerecht zu entsorgen.
Die in der Planzeichnung für bauliche Nutzungen vorgesehenen umgrenzten Flächen, deren Böden erheblich mit
umweltgefährdeten Stoffen belastet sind können folgende Stoffe aufweisen: PAK, MKW, CKW, BTEX,
Schwermetalle, Mineralölprodukte.

4. Kampfmittel

Die vorliegenden Luftbilder (Stand: 19.02.2025) können nur auf Schäden durch Abwurfkampfmittel überprüft
werden. Sollten bei Erdarbeiten andere Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Brandmunition, Minen etc.)
gefunden werden, sind umgehend die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder der
Kampfmittelbeseitigungsdienst des Landes Niedersachsens bei der RD Hameln-Hannover des LGLN zu
benachrichtigen.
Kampfmittelverdachtsflächen und bombardierte Flächen sollten vor Bodeneingriffen durch eine
Kampfmittelräumfirma überprüft werden. Kampfmittelverdachtsflächen wurden im Rahmen der Luftbildauswertung
ausgewiesen, da Kriegseinwirkungen wie bspw. Flakstellungen, Bodenkämpfe, Schützenlöcher oder Splittergräben
erkannt wurden. Hier ist mit im Boden verbliebenen Kampfmitteln (bis ca. 2,0 m unter Geländeoberkante 1945) zu
rechnen.
Bombentrichter wurden oftmals für die Entsorgung von Kriegsmaterial / Munition genutzt. Zudem können BVP bei
starker Bombardierung durch den Bodenauswurf luftbildsichtig möglicherweise nicht erkannt werden.
Gegebenenfalls kann eine Erkundung bis in größere Tiefen (≥ 5,0 m unter Geländeoberkante 1945) erforderlich
werden.

5. Baumschutzsatzung

Es sind die Bestimmungen der Baumschutzsatzung der Stadt Wilhelmshaven zu beachten und verbindlich
umzusetzen.
Der Wurzelbereich von Bäumen (Bodenfläche unterhalb der Baumkrone zzgl. Mindestens 1,5 m) ist vor
Schädigungen, Gefährdungen und Veränderungen, z. B. durch Befestigungen und Bodenverdichtungen
zu bewahren. Bei Betroffenheit von Bäumen, welche unter die Schutzbestimmungen der städtischen
Baumschutzsatzung fallen, ist ein Antrag auf Ausnahmegenehmigung bei der unteren Naturschutzbehörde
der Stadt Wilhelmshaven zu stellen.

6. Baumentwicklung

Die Wurzelbereiche von Bäumen sind auf einer Fläche von mindestens 9,0 qm von Versiegelung freizuhalten und
durch geeignete Maßnahmen vor Verdichtung durch Betreten oder Befahren zu schützen.

7. Freiflächen-, Vegetations- Biotop- und Artenschutz

Es sind die gesetzlichen Regelungen zum allgemeinen und besonderen Artenschutz (§§ 39 ff. BNatSchG) sowie
die Bestimmungen der Baumschutzsatzung der Stadt Wilhelmshaven zu beachten und verbindlich umzusetzen.
Der Wurzelbereich von Bäumen (Bodenfläche unterhalb der Baumkrone + mindestens 1,5 m) ist vor Schädigungen,
Gefährdungen und Veränderungen, z. B. durch Befestigungen und Bodenverdichtungen, zu bewahren.
Einzuhalten und umzusetzen sind ferner die Richtlinie für die Anlage von Straßen RAS-LP 4 „Schutz von Bäumen
und Sträuchern im Bereich von Baustellen“, die DIN 18300 (Erdarbeiten), die DIN 18915 (Schutz des Oberbodens),
die DIN 18916 (Tiefgründige Bodenlockerungen von durch Baumaßnahmen entstandenen Bodenverdichtungen im
Bereich von vorgesehenen Gehölzpflanzungen) sowie die DIN 18920 (Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und
Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen).
Sofern im Zuge der Bautätigkeit Schnittmaßnahmen an Gehölzen notwendig werden ist die ZTV Baumpflege
(Zusätzlich Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Baumpflege) zu beachten.

8. Pflanzliste

Pflanzliste:
Bäume Sträucher
Acer campestre m Feld-Ahorn Corylus avellana n Hasel
Acer platanoides g Spitz-Ahorn Crataegus laevigata n Zweigriffliger Weißdorn
Acer pseudoplatanus g Berg-Ahorn Crataegus monogy-na n Eingriffliger Weißdorn
Alnus glutinosa m Schwarz-Erle Euonymus euro-paeus n Pfaffenhütchen
Betula pendula m Sand-Birke Frangula alnus n Faulbaum
Betula pubescens m Moor-Birke Prunus spinosa n Schlehe
Carpinus betulus m Hainbuche Ribes rubrum k Rote Johannesbeere
Fraxinus excelsior g Esche Rosa canina k Hecken-Rose
Malus sylvestris m Wild-Apfel Rosa corymbifera k Busch-Rose
Populus alba g Silber-Pappel Rosa rubiginosa k Wein-Rose
Populus nigra g Schwarz-Pappel Salix aurita n Ohrweide
Populus tremula g Zitter-Pappel Salix caprea n Salweide
Prunus avium m Vogel-Kirsche Salix cinerea n Grauweide
Pyrus pyraster m Wild-Birne Salix fragilis n Bruchweide
Quercus robur g Stiel-Eiche Salix pentandra n Lorbeerweide
Salix alba g Silber-Weide Salix purpurea n Purpurweide
Sorbus aucuparia m Eberesche Salix triandra n Mandelweide
Ulmus glabra g Berg-Ulme Salix viminalis n Korbweide
Ulmus laevis g Flatter-Ulme Sambucus nigra n Schwarzer Holunder
Ulmus minor g Feld-Ulme Viburnum opulus n Schneeball

Obstbäume (Hochstämme); alte lokale Sorten
Abkürzungen:
g = großkronige/hochwüchsige Bäume; m = mittel-bzw. kleinkronige/mittelgroße bzw. kleinwüchsige Bäume;
n = mittel- bis großwüchsige Sträucher; k = kleinwüchsige Sträucher

9. Bodenschutz / Einsatz von Bodenmaterialien

Bei der Ausführung von Baumaßnahmen sind die DIN-Normen 18915:2018-06, 19731: 1998-05 und 19639:2019-09
anzuwenden. Im Vorfeld von Baumaßnahmen mit Eingriffen in oder Auswirkungen auf den Boden sowie bei
Verbringung und/oder Verwertung von Mutterboden außerhalb des Erschließungsgebietes ist eine Abstimmung mit
dem Fachbereich Umwelt- und Klimaschutz, Untere Bodenschutzbehörde Wilhelmshaven, hinsichtlich eines
Bodenmanagements, eines (Erd-)Massenkonzeptes sowie des Einsatzes von Bodenmaterialien der LAGA
Klassifizierung im Bebauungsplangebiet erforderlich.

10. Gewässer

Bei dem Gewässerabschnitt des Ems-Jade-Kanals handelt es sich gemäß der Anlage 3 des Niedersächsischen
Wassergesetzes (NWG) um ein Gewässer I. Ordnung für Entscheidungen und Regelungen zu der Thematik der
Gewässerunterhaltung bei Gewässern erster Ordnung ist gemäß § 1 der Verordnung über Zuständigkeiten auf
dem Gebiet des Wasserrechts (ZustVO-Wasser) der Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz
(NLWKN) zuständig.

11. Gewässerschutz

Gemäß § 61 BNatSchG sind Gewässer als Bestandteil des Naturhaushalts besonders zu schützen.
Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans sind Maßnahmen zu treffen, die eine Beeinträchtigung von
oberirdischen und unterirdischen Gewässern vermeiden.
Insbesondere sind bauliche Anlagen, Versiegelungen und Einleitungen so zu gestalten, dass die natürliche Funktion
der Gewässer, ihre ökologische Durchgängigkeit sowie ihre Bedeutung für den Biotopverbund erhalten bleiben.
Bei Planung und Ausführung sind die Anforderungen des Gewässerschutzes gemäß Wasserhaushaltsgesetz
(WHG), Landeswassergesetz und BNatSchG zu berücksichtigen.
Gewässerverlegung oder Beseitigung bzw. sonstige Ausbaumaßnahmen bedürfen einer wasserrechtlichen
Planfeststellung (§ 68 WHG) durch die zuständige Behörde. Es sind Rückhaltemaßnahmen und in Abhängigkeit
von der Art der Flächennutzung Abwasservorbehandlungsmaßnahmen vorzusehen.

12. Niederschlagswasser

Für die Einleitung von Niederschlagswasser in die Oberflächengewässer oder den Untergrund ist in Abhängigkeit
von Art und Umfang der Flächennutzung eine wasserrechtliche Einleitungserlaubnis bei der Unteren
Wasserbehörde zu beantragen. Es sind Rückhaltemaßnahmen und in Abhängigkeit von der Flächennutzung
Abwasservorbehandlungsmaßnahmen vorzusehen. Es wird darauf hingewiesen, dass im Plangebiet
schluffig-toniger Boden vorhanden ist. Dieser Boden hat aufgrund seines Kf-Wertes kein gut durchlässiges
Bodengefüge. Ein Verrieseln und Versickern von Niederschlagswasser ist bei diesen Bodenarten nicht möglich.

13. Immissionsschutz – Licht

Es sind die Hinweise zur Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen der
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI 2012) zu beachten und umzusetzen.

14. Immissionsschutz - Schall

Aktive Schallschutzmaßnahmen, beispielsweise durch Wände oder Wälle, sind passiven Schallschutzmaßnahmen
vorzuziehen. Unter passive Schallschutzmaßnahmen fällt, neben einer ausreichenden Dimensionierung der
Außenbauteile (Wände, Fenster, etc.) auch eine geeignete Baukörper- und Grundrissgestaltung.

15. Berechnungsverfahren Straßenverkehr

Die Berechnung der Beurteilungspegel durch den Straßenverkehr erfolgt nach den Richtlinien
für Lärmschutz an Straßen – RLS-191.
Für die Berechnungen werden für mehrstreifige Straßen Linienschallquellen in einer Höhe von 0,5 m über den
Mitten der beiden äußeren Fahrstreifen angenommen. Bei einstreifigen Straßen liegt die Linienschallquelle in
der Mitte der Straße.

Folgende Angaben sind für die Ermittlung der Emissionen der Straße erforderlich:
• die durchschnittliche tägliche Verkehrsstärke (DTV),
• Anteil der Fahrzeuge der Fahrzeuggruppen Lkw1 und Lkw2,
• die zulässige Höchstgeschwindigkeit für Pkw und Lkw für den Tag und die Nacht sowie
• die Art der Straßenoberfläche (DSD, SDT).

Des Weiteren werden der Abstand zwischen Immissions- und Emissionsort, die Längsneigung der Straße,
Reflexionen und ggf. eine Abschirmung berücksichtigt. Grundsätzlich wird bei den Berechnungen für alle
Immissionsorte ein leichter Wind (etwa 3 m/s) von der Straße zum Immissionsort hin und/oder eine
Temperaturinversion, die beide die Schallausbreitung fordern, beachtet.

16. Berechnungsverfahren gewerbliche Nutzungen

Südlich des Plangebietes befinden sich gewerbliche Nutzungen. Die Immissionen werden nach dem detaillierten
Verfahren der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm ermittelt. Es wurde ein 3D-Rechenmodell
erstellt.
Die Bestimmung der Beurteilungspegel erfolgt anhand der Gleichung:

Mit:
TR Beurteilungszeitraum, 16 Stunden tags und 1 Stunde nachts
Tj Teilzeit j
N Zahl der gewählten Teilzeiten j
L A e q, j Mittelungspegel während der Teilzeit j
C met meteorologische Korrektur
K T, j Zuschlag für Ton- und Informationshaltigkeit in der Teilzeit j
K l, j Zuschlag für Impulshaltigkeit in der Teilzeit j
K R,j Zuschlag für Tageszeiten mit erhöhter Empfindlichkeit

17.  Richtfunkstrecke

Um eine Beeinflussung der Richtfunkstrecke zu vermeiden, ist bei geplanten Bauwerken ab einer Höhe
über 20,0 m die Planung im Rahmen des Genehmigungsverfahrens mit der Bundesnetzagentur (BNetzA)
abzustimmen.

18. Ehemaliger Deichfriedhof

Im Bereich des Pumpwerks befindet sich der, durch entsprechende Signatur im B-Plan kenntlich gemachte,
Bereich einer ehemaligen, inzwischen entwidmeten, Friedhofsfläche. Vermeidlich menschliche Knochenfunde
müssen der Polizei sowie dem Ordnungsamt gemeldet werden, bis der Ursprung der Knochen geklärt ist.

19. Verordnungen, Erlasse, Normen und Richtlinien

Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Verordnungen, Erlasse Normen und DIN-Vorschriften usw.)
können bei der Stadt Wilhelmshaven, im Technischen Rathaus, Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung
in der 7. Etage, Rathausplatz 9, eingesehen werden.
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